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(Nr. 13175.) Geſetz zu dem Staatsvertrage zwiſchen Preußen und Mecklenburg ⸗Strelitz wegen Bildung 
eines Zweckverbandes zwiſchen der preußiſchen Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaft im Nieder⸗ 
ſchlagsgebiete der Zarow und der mecklenburg ⸗ſtrelitzſchen Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaft 
Friedländer Große Wieſe mit Anſchlußgebieten. Vom 30. November 1926. 


De. Dudtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


9 15 
Der nachſtehende Staatsvertrag vom 17. April 1926 wird genehmigt. 


9 2. 


Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Anordnungen erläßt der Miniſter für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 30. November 1926. 


(Siege) ? Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. 


Staatsvertrag 


zwiſchen dem Staate Preußen und dem Staate Mecklenburg⸗Strelitz wegen Bildung eines Zweck⸗ 

verbandes zwiſchen der preußiſchen Vodenverbeſſerungsgenoſſenſchaft im Niederſchlagsgebiete der 

Zarow und der mecklenburg⸗ſtrelitzſchen Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaſt Friedländer Große Wieſe 
mit Anſchlußgebieten. 


Nachdem die Regierungen der Staaten Preußen und Mecklenburg⸗Strelitz übereingekommen ſind, die 
preußiſche Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaft im Niederſchlagsgebiete der Jarow und die mecklenburg⸗ſtrelitzſche 
Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaft Friedländer Große Wieſe mit Anſchlußgebieten den Satzungen dieſer Genoffen- 
ſchaften entſprechend zu einem Zweckverbande zuſammenzuſchließen, find zur Feſtſtellung der hierüber erforderlichen 
näheren Beſtimmungen 

ſeitens des Staates Preußen 

1. der Geheime Oberbaurat Mothes, 
2. der Oberlandeskulturrat Dr. Renner, 
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ſeitens des Staates Mecklenburg ⸗Strelitz 8 
der Miniſterialrat Meden 8 f 
zuſammengetreten und haben unter Vorbehalt der Genehmigung durch die Landtage beider Länder folgenden 

Vertrag geſchloſſen: 

Artikel 1. 

Die preußiſche Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaft im Niederſchlagsgebiete der Zarow und die mecklenburg⸗ 
ſtrelitzzche Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaft Friedländer Große Wieſe mit Anſchlußgebieten werden zu einem 
Zweckverbande zuſammengeſchloſſen, der den Namen 

Zweckverband der preußiſchen und mecklenburg⸗ſtrelitzſchen Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaften im 
Niederſchlagsgebiete der Zarow und im Gebiete der Friedländer Großen Wieſe nebſt Anſchlußgebieten 
führt und ſeinen Sitz in Ferdinandshof hat. 
Artikel 2. 
Der Zweckverband iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes. 


Artikel 3. 
Dem Zweckverbande wird die dieſem Vertrag als Anlage angeſchloſſene Satzung gegeben. 


Artikel 4. 5 


Für die Verbindlichkeiten des Zweckverbandes haften die ihm angeſchloſſenen Genoſſenſchaften, eine jede 
zu ihrem ſatzungsgemäßen Anteil in gleicher Weiſe wie für die von ihnen ſelbſt eingegangenen Verbindlichkeiten. 


Artikel 5. 

Aufſichtsbehörden erſter Inſtanz ſind die nach den Landesgeſetzen zuſtändigen Aufſichtsbehörden der preußi⸗ 
ſchen und mecklenburg⸗ſtrelitzſchen Genoſſenſchaft; Aufſichtsbehörden zweiter Inſtanz der preußiſche Miniſter für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und das mecklenburg⸗ſtrelitzſche Miniſterium, Abteilung des Innern. Die 
preußiſchen und mecklenburg⸗ſtrelitzſchen Aufſichtsbehörden beider Inſtanzen haben ihre Anordnungen und Ent⸗ 
ſcheidungen im gegenſeitigen Einvernehmen zu treffen. Der Zweckverband hat ſeine Anträge an die Aufſichts⸗ 
behörden des Landes zu richten, dem der geſchäftsführende Vorſitzende angehört. Jede der Genoſſenſchaften und 
deren Mitglieder haben ihre Anträge an die Aufſichtsbehörde ihres Landes zu richten. i 


Artikel 6. 
Dieſer Staatsvertrag tritt an dem Tage in Kraft, an dem ſeine Veröffentlichung in beiden vertragſchließen⸗ 
den Ländern erfolgt iſt. 


Berlin, den 17. April 1926. 


(Siegel.) (Siegel.) 
gez. Mothes. gez. Dr. Renner. gez. Meden. 


Anlage zum Staatsvertrag 
(Artikel 3). 


8818 Satzung 

des Zweckverbandes der preußiſchen und der mecklenburg⸗ſtrelitzſchen Bodenverbeſſerungsgenoſſen⸗ 

ſchaſten im Niederſchlagsgebiete der Zarow und im Gebiete der Friedländer Großen Wieſe nebſt 
Anſchlußgebieten. 


* 9 1. 

Die preußiſche Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaft „Im Niederſchlagsgebiet der Zarow“ und die mecklen⸗ 
burg'ſtrelitzſche Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaft „Friedländer Große Wieſe nebſt Anſchlußgebieten“ bilden einen 
Zweckverband mit dem Zwecke, die den beiden Genoſſenſchaften gemeinſchaftlich dienenden Anlagen, insbeſondere 
den im Gebiete der preußiſchen Genoſſenſchaft liegenden Abſchnitt der Zarow und den die Landesgrenze bildenden 
Grenzgraben einſchließlich der erforderlichen Einbauten nach einem von dem zuſtändigen preußiſchen Kultur⸗ 
bauamt und der zuſtändigen mecklenburg⸗ſtrelitzſchen Behörde aufzuſtellenden Plane gemeinſam auszubauen und 
im Stande der Bauausführung zu unterhalten. N a 


Der Zweckverband hat feinen Sitz in Ferdinandshof. 
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9 2. 
Die Organe des Zweckverbandes ſind: 
1. der Vorſtand, 
2. der Ausſchuß. 
a 83. 


Der Vorſtand befteht aus vier Mitgliedern, nämlich aus den jeweiligen Vorſitzenden und ftellvertretenden 
Vorſitzenden der den Verband bildenden Genoſſenſchaften. g 

Für jedes Mitglied wird von dem Vorſtande der Genoſſenſchaft, dem das Mitglied angehört, aus der Zahl 
der Mitglieder des Genoſſenſchaftsvorſtandes ein Stellvertreter gewählt. Für die Wahl gelten im übrigen die 
in den Genoſſenſchaftsſatzungen für die Wahl von Vorſtandsmitgliedern getroffenen Beſtimmungen. 

Den Vorſitz im Vorſtande führt abwechſelnd der Vorſitzende der preußiſchen und der Vorſitzende der mecklen⸗ 
burg⸗ſtrelizſchen Genoſſenſchaft. Der Wechſel im Vorſitze tritt alle drei Jahre am 1. April ein. Der Vorſitzende 
der preußiſchen Genoſſenſchaft führt als erſter den Vorſitz. 

Der Vorſitzende und die übrigen Mitglieder des Verbandsvorſtandes erhalten zu ihrer Legitimation einen 
Ausweis, ein jeder von der zuständigen Aufſichtsbehörde der Genoſſenſchaft, der er angehört. 

Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es erforderlich, daß die Vorſtandsmitglieder unter Angabe der 
Gegenſtände der Verhandlung geladen und daß mit Einſchluß des Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreters min⸗ 
deſtens drei Vorſtandsmitglieder anweſend find. Wer am Erſcheinen verhindert iſt, hat dies unverzüglich dem 
Vorſitzenden anzuzeigen. Dieſer hat alsdann einen ſtellvertretenden Beiſitzer zu laden. 

Muß der Vorſtand wegen Beſchlußunfähigkeit zum zweiten Male zur Beratung über denſelben Gegenſtand 
zuſammenberufen werden, ſo iſt er ohne Rückſicht auf die Zahl der erſchienenen Mitglieder beſchlußfähig. Bei 
der zweiten Zuſammenberufung ſoll auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen werden. 


SA, 

Der Ausſchuß beſteht aus zwölf Mitgliedern, und zwar aus den Vorſitzenden und je fünf Mitgliedern 
der Vorſtände der dem Verband angeſchloſſenen Genoſſenſchaften. f 

Die Mitglieder werden von den Vorſtänden der Genoſſenſchaften, denen ſie angehören, gewählt. Zugleich 
ift für jedes der zwölf Mitglieder aus der Zahl der Genoſſen ein Stellvertreter zu beſtellen. Für die Wahl gelten 
im übrigen die in den Genoſſenſchaftsſatzungen für die Wahl der Vorſtandsmitglieder getroffenen Beſtimmungen. 
Den Vorſitz im Ausſchuſſe führt der jeweilige Vorſitzende des Verbandsvorſtandes oder ſein Stellvertreter. 

Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe gehört, daß einſchließlich des Vorſitzenden mindeſtens acht Mitglieder an⸗ 
weſend find. Im übrigen finden die Beſtimmungen des § 3 Abſ. 5 und 6 entſprechende Anwendung. 


9 5. 


Der Verband hat auf ſeine Koſten die im Plane vorgeſehenen und ſpäter etwa neu beſchloſſenen gemein⸗ 
ſchaftlichen Anlagen herzuſtellen und zu unterhalten. 


8 6. 


Die Ausführung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen Anlagen und der ſonſtigen Arbeiten erfolgt unter 
der Leitung des Verbandstechnikers ($13). Er hat im Einvernehmen mit dem Vorſtande des zuſtändigen preußiſchen 
Kulturbauamts und der zuſtändigen mecklenburg⸗ſtrelitzſchen Behörde das Bauprogramm aufzuſtellen, die be⸗ 
ſonderen Pläne auszuarbeiten, die für die Verdingung erforderlichen Unterlagen zu beſchaffen und zur Genehmigung 
vorzulegen, überhaupt alle für das zweckmäßige Ineinandergreifen der Arbeiten notwendigen Maßnahmen recht- 
zeitig anzuregen und vorzubereiten, die Ausführung zu leiten und die für Anderungs⸗ und Ergänzungsanträge, 
für Abſchlagszahlungen und für die Abnahme erforderlichen Unterlagen anzufertigen. 

Die Verträge für die Vergebung der Arbeiten bei der erſten Herſtellung der Anlagen bedürfen der Zuſtim⸗ 
mung des Vorſtandes des preußiſchen Kulturbauamts und der zuſtändigen mecklenburg⸗ſtrelitzſchen Behörde, 

denen der Beginn der Ausführungsarbeiten rechtzeitig anzuzeigen iſt. Auch im übrigen hat der Vorſtand in tech⸗ 

niſchen Angelegenheiten während der Bauausführung den Rat dieſer Behörden einzuholen und zu berückſichtigen. 
Nach Beendigung der erſten Ausführung der Arbeiten haben dieſe Behörden die Anlagen abzunehmen und feſt⸗ 
zuſtellen, ob das Unternehmen zweck- und planmäßig und mit den von den Aufſichtsbehörden genehmigten 
Anderungen ausgeführt iſt. Sollten hierbei Nachmeſſungen erforderlich ſein, ſo ſind ſie unter Leitung des Vor⸗ 
ſtandes des preußiſchen Kultur⸗Bauamts und der zuſtändigen mecklenburg⸗ſtrelitzſchen Behörde vorzunehmen; 
die Koften dieſer Aufmeſſungen find von der Genoſſenſchaft zu tragen. 


8 7. 
keit Über die vorausſichtlichen Ausgaben und Einnahmen des Verbandes ift alljährlich ein Haushaltsplan auf⸗ 
zuſtellen. a f 
In der gleichen Friſt iſt über die wirklich entftandenen Ausgaben und Einnahmen Rechnung zu legen, die 
feſtzuſtellen und zu entlaſten iſt. 8 f 


m 
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Die Verbandslaſten werden von den angeſchloſſenen Genoſſenſchaften nach Verhältnis der Größe der den 
Genoſſenſchaften angeſchloſſenen Flächen aufgebracht. 

Das Beitragsverhältnis wird vom Verbandsvorſtand ein für allemal feſtgeſetzt. 

Für die Verbindlichkeiten des Zweckverbandes haften die Genoſſenſchaften, eine jede für den danach auf 
ſie entfallenden Teil in gleicher Weiſe wie für eigene Verbindlichkeiten. Die Genoſſenſchaften haben ihren Anteil 
an den Koſten nach den für ſie geltenden Beſtimmungen auf ihre Mitglieder und ſonſtigen Zahlungspflichtigen 
zu verteilen, ſie — gegebenenfalls im Verwaltungswege — einzuziehen und an den Zweckverband abzuführen. 


9. 
Der Ausſchuß beſchließt über ) 
1. die Feſtſetzung der dem Vorſitzenden des Vorſtandes, dem Verbandstechniker und dem Rechner ($ 14) 
zu gewährenden Entſchädigung, 
2. die Abänderung der Satzung, 
3. die Aufſtellung des Haushaltsplans und die Feſtſtellung und Entlaſtung der Rechnung, 
4. die Auflöſung des Verbandes. 
8 10. 

Sofern auf Grund dieſer Satzung nicht andere Organe des Verbandes (der Vorſitzende des Vorſtandes oder 
der Ausſchuß) zuständig find, vertritt der Vorſtand den Verband gerichtlich und außergerichtlich und führt die Ver⸗ 
waltung des Verbandes. 

ö 8 11. 
Dem Vorſitzenden liegt neben den anderen, in der Satzung ihm zugewieſenen Aufgaben ob: 

a) den Vorſitz im Ausſchuß und im Vorſtande zu führen, 

b) die Ausführung der von dem Verbande herzuſtellenden Anlagen nach den feſtgeſtellten Plänen zu 
veranlaſſen und zu beaufſichtigen, 

c) über die Unterhaltung der Anlagen mit Zuſtimmung des Vorſtandes die nötigen Anordnungen zu 
treffen und die etwa erforderlichen Ausführungsvorſchriften zu erlaſſen, 

d) die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge auszuſchreiben und einzuziehen, die Zahlungen auf die Kaffe 
anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung mindeſtens zweimal jährlich zu prüfen, 

e) den Haushaltsplan zu entwerfen und dieſen ſowie die Jahresrechnung nach Zuſtimmung des Vor⸗ 
ſtandes dem Ausſchuſſe zur Beſchlußfaſſung vorzulegen, 

f) die Beamten des Verbandes zu beaufſichtigen und die Unterhaltung der Anlagen zu überwachen, 

g) Verträge jeder Art für den Verband abzuſchließen; betreffen dieſe Verträge Gegenſtände im Werte 
von mehr als 500 ./, fo bedarf er dazu der Zuſtimmung des Vorftandes; zur Gültigkeit der Ver⸗ 
träge iſt die Zuſtimmung nicht erforderlich, 

h) den Schriftwechſel für den Verband zu führen und feine Urkunden zu unterzeichnen, 

i) die Beſchlüſſe des Vorſtandes und des Ausſchuſſes zu beurkunden. 


9 12. 


Die Verbandsanlagen ſind nach der Fertigſtellung im Frühjahr und im Herbſte zu ſchauen. Die Schau⸗ 
kommiſſion beſteht aus dem Vorſtand und zwei vom Ausſchuſſe mit einfacher Stimmenmehrheit zu wählenden 
Perſonen, die einer der Genoſſenſchaften als Mitglieder angehören müſſen. 

Der Tag der Schau wird nach Benehmen mit dem preußiſchen Kulturbauamt und der zuſtändigen 
mecklenburg⸗ſtrelitzſchen Behörde von dem Vorſitzenden möglichſt vier Wochen vorher beſtimmt und rechtzeitig 
auf ortsübliche Weiſe bekanntgemacht. Der Vorſitzende leitet die Schau. 

Auch die Mitglieder der Genoſſenſchaften ſind berechtigt, an der Schau teilzunehmen. 

Das Ergebnis der Schau iſt in einer Schrift niederzulegen, für deren Aufbewahrung der Vorſitzende zu 
ſorgen hat. Die Aufſichtsbehörden können die Arbeiten, die nach techniſchem Ermeſſen zur Unterhaltung der der 
Schau unterliegenden Anlagen notwendig ſind, erforderlichenfalls auf Koſten des Verbandes ausführen laſſen. 


9 13. 


Der Verband hat einen Verbandstechniker anzuſtellen. Dies ſoll möglichſt der Genoſſenſchaftstechniker 
einer der angeſchloſſenen Genoſſenſchaften ſein. Die Anſtellung des Verbandstechnikers liegt dem Vorſtand ob und 
bedarf der Beſtätigung der Aufſichtsbehörden. Die Höhe der dem Verbandstechniker zu gewährenden Bezüge 
wird von dem Verbandsausſchuſſe beſtimmt. Den Aufſichtsbehörden ſteht die Befugnis zu, den Verbands⸗ 
techniker zu beſtimmen, falls eine nach ihrem Ermeſſen geeignete Perſon nicht innerhalb dreier Monate nach Er⸗ 
ledigung der Stelle oder nach Ablehnung der getroffenen Wahl in Vorſchlag gebracht wird. 
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9 14. 
Die Verwaltung der Kaffe führt ein Rechner, der von dem Vorſtand auf drei Jahre gewählt wird. 


; 9 15. 

Über Streitigkeiten in Verbandsangelegenheiten entſcheiden die Aufſichtsbehörden. 

Im übrigen erſtreckt ſich die Aufſicht auf die ordnungsmäßige Ausführung, Unterhaltung und Wieder⸗ 
herſtellung der Verbandsanlagen ſowie darauf, daß die Angelegenheiten des Verbandes in Übereinftimmung mit 
den Geſetzen und der Satzung verwaltet werden. 

Die Aufſichtsbehörden ſind berechtigt, ihre Anordnungen unmittelbar durchzuführen. 


; $ 16. 

Unterläßt oder verweigert e8 der Verband, die ihm geſetz⸗ oder ſatzungsmäßig obliegenden, von den Auf⸗ 
ſichtsbehörden innerhalb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit feſtgeſtellten Leiſtungen und Ausgaben in den Haus⸗ 
haltsplan aufzunehmen oder außerordentlich zu genehmigen, jo können die Aufſichtsbehörden unter Anführung 
der Gründe die Aufnahme in den Haushaltsplan oder die Feſtſtellung der außerordentlichen Ausgabe und die 
Einziehung der erforderlichen Beiträge verfügen. 

$ 17. 

Die von dem Verband ausgehenden Bekanntmachungen ſind unter ſeinem Namen zu erlaſſen und vom 
Vorſitzenden zu unterzeichnen. 

Die für die Öffentlichkeit beſtimmten Bekanntmachungen des Verbandes werden in die Kreisbläkter der 
preußiſchen Kreiſe Anklam, Uckermünde und Prenzlau aufgenommen, ſofern nicht die ortsübliche Bekanntmachung 
allein durch dieſe Satzung vorgeſchrieben iſt. Im mecklenburge⸗ſtrelizchen Gebiete haben die für die Öffentlichkeit 
beſtimmten Bekanntmachungen nur in ortsüblicher Weiſe in den Gemeinden der Genoſſenſchaft zu erfolgen. 


§ 18. 
Satzungsänderungen bedürfen der Genehmigung der Aufſichtsbehörden zweiter Inſtanz. Dieſe können 
Satzungsänderungen auch von Amts wegen erlaſſen. 


819. 
Die Auflöſung des Verbandes erfordert einen Beſchluß des Ausſchuſſes, dem mindeſtens acht Ausſchußmit⸗ 
glieder zuſtimmen müſſen, und die Genehmigung der Auffichtsbehörden zweiter Inſtanz. 


Mr. 13176.) Geſetz zu dem Staatsvertrage zwiſchen Preußen und Anhalt wegen eines einheitlichen 
Deichverbandes für die Dornburger Niederung. Vom 1. Dezember 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
9 1. 
Der nachſtehende Staatsvertrag vom 6. Mai / 9. Juni 1926 wird genehmigt. 


9 2. | 
Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Anordnungen erläßt der Miniſter für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 1. Dezember 1926. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Steiger. 
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Staatsvertrag 
zwiſchen Preußen und Anhalt über die Bildung eines Deichverbandes in der Dornburger Niederung. 


Zur Bildung eines einheitlichen Deichverbandes zum Schutze der in den Gebieten beider vertragſchließenden 
Staaten liegenden Dornburger Niederung iſt durch die beauftragten Kommiſſare, und zwar 


für Preußen: durch den Regierungspräſidenten Alexander Pohlmann 
auf Grund der von dem Preußiſchen Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten erteilten 
Vollmacht vom 28. März 1926, 

für Anhalt: durch den Regierungspräſidenten Philipp Mühlenbein 
auf Grund der von dem Anhaltiſchen Staatsminiſterium erteilten Vollmacht vom 21. Dezember 1921, 


nachſtehender Staatsvertrag vorbehaltlich der Genehmigung der geſetzgebenden Körperſchaften beider Staaten ab⸗ 
geſchloſſen worden: Ab 
rtikel 1. 


Zur Ausbeſſerung und dauernden Unterhaltung des Dornburger Sommerdeiches ſollen die Grundeigen⸗ 
tümer in der auf dem rechten Elbufer, und zwar in dem preußiſchen Kreiſe Jerichow I und in dem anhaltiſchen 
Kreiſe Zerbſt gelegenen ſogenannten Dornburger Niederung zu einem Deichverbande vereinigt werden. 


Artikel 2. f 

Das Verfahren zur Bildung des Deichverbandes wird auf Grund eines andes 0 Planes für das im 
Artikel 1 genannte Unternehmen und eines gleichlautenden Satzungsentwurfs für jedes Land nach dem in ihm 
geltenden Rechte geſondert durchgeführt mit der Maßgabe, daß die Beratung über die Satzung in einer gemein⸗ 
ſamen Sitzung unter Leitung von Kommiſſaren beider Länder ſtattfindet. Die Abſtimmungen über die Satzung 
und die Entſcheidungen der Behörden in den Verfahren zur Bildung des Deichverbandes beziehen ſich auch auf 
den Zuſammenſchluß mit den Beteiligten des anderen Landes zu einem Deichverbande. 

Landesrechtliche Vorſchriften, die der Bildung des Deichverbandes aus dem Grunde entgegenſtehen, weil 
der Deichverbandszweck und die Beteiligung der Mitglieder die Grenzen des Landes überſchreiten oder die Be⸗ 
teiligung des fremden Landesgebiets vorausſetzt oder weil die an der Bildung des Deichverbandes beteiligten 
Grundſtücke räumlich nicht zuſammenhängen, treten für die Bildung des Deichverbandes außer Kraft. 


Artikel 3. 


i Mit der Genehmigung einer für beide Landesgebiete gleichlautenden Satzung durch die zuſtändigen Landes⸗ 
behörden entſteht der Deichverband. une x 
rtikel 4. 


Der Deichverband iſt ein öffentlich⸗rechtlicher Verband. Er iſt rechtsfähig. 

Der Deichverband wird durch den Vorſteher (Deichhauptmann) als feinen geſetzlichen Vertreter gerichtlich 
und außergerichtlich vertreten. 

Das Eigentum an dem Oeichkörper verbleibt den bisherigen Eigentümern, das gleiche gilt für die Nutzungen, 
ſoweit der Deich nicht für Deichunterhaltungszwecke in Anſpruch genommen werden muß. Im übrigen richten 
fi) die Rechtsverhältniſſe des Deichverbandes und der Deichgenoffen und die Befugniſſe der Deichbehörden, 
ſoweit fie nicht in dieſem Staatsvertrag und in der Satzung geregelt find, nach den für Deichverbände gegebenen 
Vorſchriften des Preußiſchen Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 (Preußiſche Geſetzſamml. S. 53 flg.). 

Landesrechtliche Vorſchriften, die einer Satzungsbeſtimmung entgegenſtehen, bleiben außer Anwendung. 


Artikel 5. 

Die Aufſicht über den Deichverband wird von dem preußiſchen Regierungspräſidenten in Magdeburg und 
in zweiter Inſtanz von dem preußiſchen Oberpräſidenten in Magdeburg ausgeübt. Letzterer entſcheidet über Be⸗ 
ſchwerden gegen Anordnungen und Verfügungen des erſteren endgültig. Die Aufſicht beſchränkt ſich auf die 
ordnungsmäßige Ausführung, Unterhaltung und Wiederherſtellung der gemeinſchaftlichen Anlagen ſowie darauf, 
daß die Angelegenheiten des Deichverbandes nach den Geſetzen und der Satzung verwaltet werden. 

Die in Ausübung dieſes Aufſichtsrechts ergehenden Verfügungen, Anordnungen und Beſchwerdebeſcheide 
ſind, ſoweit ſie in Anhalt belegene Grundſtücke betreffen oder mitbetreffen, der Anhaltiſchen Regierung, Abteilung 
i abſchriftlich mitzuteilen. Die Aufſichtsbehörde iſt berechtigt, ihre Anordnungen unmittelbar durch⸗ 


Die Wahl des Deichhauptmanns und ſeines Vertreters ſowie eines Deichinſpektors bedarf der Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde und der Anhaltiſchen Regierung, Abteilung des Innern. 


b Artikel 6. 8 

Anordnungen der Aufſichtsbehörde, welche die zwangsweiſe erfolgende Einſtellung von Leiftungen und 
Ausgaben in den Hausbalt und die Verfügung der Einziehung der erforderlichen Beiträge betreffen (Swangs⸗ 
etatiſierungsverfügungen), können nur im Einvernehmen mit der Anhaltiſchen Regierung, Abteilung des Innern, 
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erlaſſen werden. An ſonſtigen Anordnungen und Maßnahmen der Aufſichtsbehörde ift die Anhaltiſche Regierung, 
Abteilung des Innern, auf ihr Verlangen zu beteiligen. Ihrem Antrag auf Anordnung derartiger Maßnahmen 
iſt ſtattzugeben. f 

Abſchriften von Haushaltsvorſchlägen, von Niederſchriften über Deichſchau und Deichamtsſitzungen ſowie 
von Abſchlüſſen der Deichkaſſe ſind der Anhaltiſchen Regierung, Abteilung des Innern, zuzuſenden. 


Artikel 7. 
Verwaltungsanordnungen des Deichhauptmanns find nur durch Beſchwerde bei der Aufſichtsbehörde an⸗ 
fechtbar, ſoweit nicht die Saßung etwas anderes beſtimmt. 


Artikel 8. 

Die örtliche Polizei zum Schutze der Deiche und anderer Anlagen des Deichverbandes wird von dem Deich⸗ 
hauptmanne wahrgenommen. Ihm ſtehen die durch das Preußiſche Waſſergeſetz vom 7. April 1913 dem Vor⸗ 
ſteher von Deichverbänden übertragenen polizeilichen Befugniſſe zu. 

Das Rechtsmittelverfahren gegen eine polizeiliche Verfügung des Deichhauptmanns richtet ſich nach dem 
Rechte des Landes, in dem die Verfügung zugeſtellt wird. Polizeiliche Verfügungen des Deichhauptmanns, die 
außerhalb Preußens zugeſtellt werden, gelten inſoweit als ortspolizeiliche Verfügungen der in dieſem Lande zu- 
ſtändigen Behörde. Für Einſchränkungen der Deich benutzung, die nicht polizeilich erzwungen werden können, 
bleibt das Landesrecht aufrechterhalten. 

Artikel 9. 

Die zum Schutze des Deiches und der anderen Anlagen des Deichverbandes erforderlichen Polizeiverord⸗ 
nungen werden von dem Regierungspräſidenten in Magdeburg und' der Anhaltiſchen Regierung, Abteilung des 
Innern, gemeinſam erlaſſen. Sie werden in den für die Bekanntmachungen von Polizeiverordnungen beſtimmten 
Blättern des Kreiſes Jerichow J und des Kreiſes Zerbſt veröffentlicht. Auf das Rechtsmittelverfahren hinſichtlich 
der auf Grund der Polizeiverordnungen erlaſſenen Strafverfügungen findet die Vorſchrift des Artikels 8 Ab⸗ 
ſatz 2 Satz 1 entſprechende Anwendung. g g i 

g Artikel 10. 

Die Vollſtreckung rechtskräftiger Verfügungen und Anordnungen der Auffichtsbehörde und des Deich- 
hauptmanns erfolgt durch Erſuchen der für die Vollſtreckung von polizeilichen Verfügungen zuſtändigen Be⸗ 
hörden des Landes, in dem die Vollſtreckungshandlung vorgenommen werden muß. i 


Artikel 11. 
Der Deichverband kann durch die Auffichtsbehörde im Einvernehmen mit der Anhaltiſchen Regierung, 
Abteilung des Innern, aufgelöſt werden. 
Magdeburg, den 9. Juni 1926. 


(Siegel.) gez. Pohlmann. 
Deſſau, den 6. Mai 1926. 
(Siegel.) gez. Mühlenbein. 


Mr. 13177.) Dritte Verordnung über die Ablöſung der auf Mark lautenden Anleihen des Freiſtaats 
Preußen. Vom 1. Dezember 1926. f 


Auf Grund der Zweiten Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die Ablöſung öffentlicher Anleihen 
vom 2. Juli 1926 (Reichsgeſetzbl. I S. 343) und im Anſchluß an die Verordnung vom 29. Oktober 1926 
(Geſetzſamml. S. 297) wird verordnet: a i 

Die Ausſchlußfriſt für die Anmeldung zur Barablöſung von Markanleihen des Freiſtaats Preußen 
wird für die Markanleihen, die ſich ſpäteſtens ſeit dem 1. Auguſt 1926 in Frankreich, Monaco, Tunis, Algier 
und Franzöſiſch⸗Marokko befinden, oder deren Gläubiger in dieſen Gebieten ihren Wohnſitz oder ſtändigen 
Aufenthalt haben, bis zum 31. Dezember 1926 verlängert. 


Berlin, den 1. Dezember 1926. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Oktober 1926 über die Ausdehnung des dem 
Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Eſſen (Ruhr), durch die Erlaſſe vom 3. März 
1923, 28. Juli 1923 und 20. Juli 1925 zum Bau von je einer 100 000 Volt⸗Hochſpannungsleitung von 
Ronsdorf über Hattingen nach Bonifacius bei Kray, von Oſterath nach Weſel und von Weſel nach 
Hamborn verliehenen Enteignungsrechts auf den Bau einer zweiten neben der erſten zu errichtenden 
Hochſpannungsleitung durch die Amtsblätter 

der Regierung in Arnsberg Nr. 44 S. 189, ausgegeben am 30. Oktober 1926, und 
der Regierung in Düſſeldorf Nr. 46 S. 259, ausgegeben am 13. November 1926; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Oktober 1926 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Gemeinde Groß Lattana für die Umwandlung eines zwiſchen den beiden 
öffentlichen Landwegen von Kiparren nach Röblau und von Sendrowen nach Borken gelegenen 
privaten Verbindungswegs zwiſchen Groß Lattana und Birkenthal in einen öffentlichen Weg durch 
das Amtsblatt der Regierung in Allenſtein Nr. 47 S. 138, ausgegeben am 20. November 1926, 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Oktober 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Gemeinde Langenthal, Kreis Kreuznach, für den Bau der Horbachtalſtraße durch 
das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 47 S. 164, ausgegeben am 13. November 1926, 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Oktober 1926 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Gemeinde Uerzig für den Neubau eines Weinbergwirtſchaftswegs durch das 
Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 47 S. 131, ausgegeben am 20. November 1926; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. November 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Aktiengeſellſchaft „Paderborner Elektrizitätswerk und Straßenbahn“ in Paderborn 
für den Bau und Betrieb von Straßenbahnen von Paderborn über Lippſpringe nach Schlangen (Landes⸗ 
grenze), von Paderborn über Neuhaus nach Senne (Barackenlager) und von Paderborn nach Elſen 
innerhalb des preußiſchen Staatsgebiets durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 47 S. 179, 
ausgegeben am 20. November 1926. 
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